
einer abessinischen Staatsgewalt in der Weise ermög­
licht, daß es dem englandfreundlichen Ras (Teilfürst) 
der Landschaft Tigre in Nordabessinien soviel moderne 
Gewehre nebst Munition lieferte, daß er die andern 
Teilfürsten, deren Gefolgschaften nur mit Vorderladern 
bewaffnet waren, besiegen und als Negus Johannes 
den abessinischen Thron besteigen konnte. Jedenfalls 
ist im imperialistischen Völkerrecht debellatio mit 
annectio nicht identisch. Der Artikel spricht darum 
wenige Absätze später auch ganz richtig von der An­
nexion von debellierten, d. h. ihrer völkerrechtlichen 
Rechtspersönlichkeit beraubten Gebieten8), hält' aber 
nicht folgerichtig daran fest, sondern verwendet 
den Begriff debellatio bald in diesem, bald in jenem 
Sinne. Jedenfalls ist die Auffassung des Artikels falsch, 
daß das Ziel jeder debellatio nach imperialistischem 
Völkerrecht die annectio sein muß.

Demgemäß sind auch die Behauptungen unzutreffend, 
daß das angegriffene Urteil „den Befreiungscharakter 
des Anti-Hitlerkrieges negiert und den Standpunkt der 
imperialistischen Staaten bezogen habe“. Daß die richtig 
verstandene debellatio, d. h. die Ausrottung der faschisti­
schen Staatsgewalt, das Ziel dieses Krieges war und 
zum Heile der Menschheit auch erreicht ist, kann nicht 
gut bestritten werden. Aus keinem Wort des ange­
griffenen Urteils geht hervor, daß es auch weitergehend 
die Annexion Deutschlands durch die vier alliierten 
Mächte als Ziel des Krieges hat bezeichnen wollen. 
Demgemäß ist es zwar richtig, aber für die Kritik des 
Urteils ohne Bedeutung, wenn der Artikel aus ver­
schiedenen Erklärungen der vier alliierten Mächte und 
des sowjetischen Außenministers Molotow herleitet, daß 
sie eine Annexion Deutschlands nicht beabsichtigt 
haben.

Was nun die Beurteilung der Zeit nach dem Zu­
sammenbruch betrifft, so führt der Artikel aus, das 
Urteil habe behauptet, „daß nicht die faschistischen 
Machthaber, sondern die Maßnahmen der Besatzungs­
mächte die chaotischen Zustände der ersten Wochen 
nach der Kapitulation verursacht hätten“. Ich habe 
trotz aufmerksamer Lektüre des Urteils nichts der­
gleichen in ihm finden können.

Schließlich wendet sich der Artikel noch gegen die 
Ausführungen des Urteils, die sich mit der völkerrecht­
lichen und staatsrechtlichen Lage Deutschlands unmittel­
bar nach der Kapitulation vom 8. Mai 1945 beschäftigen, 
wonach zunächst ein rechtsleerer Raum bestanden habe, 
der erst durch die Übernahme der obersten Regierungs­
gewalt in der Erklärung vom 5. Juni 1945 durch die 
vier Besatzungsmächte sein Ende gefunden hat. Auch 
die diesbezüglichen Ausführungen des Artikels sind 
nicht überzeugend.

Wenn zunächst das Urteil ausführt, daß bis zur Er­
klärung vom 5. Juni 1945 das „Recht der Sieger“ galt, 
so wollte es ganz offenbar damit nur sagen, daß die 
alliierten Mächte über das von ihnen debellierte Gebiet 
zu verfügen rechtlich in der Lage waren.4) Daß sie 
hierbei nach der Auffassung des Urteils an die all­
gemeinen völkerrechtlichen Grundsätze und die unter­
einander über das deutsche Gebiet getroffenen Ab­
machungen nicht gebunden gewesen seien, sondern 
nach dem Grundsatz „Wehe den Besiegten“ hätten ver­
fahren können, ist eine durch nichts begründete Auf­
fassung des Artikels. Im übrigen ist sicherlich weder 
durch die debellatio noch durch die Erklärung vom 
5. Juni 1945 eine Vernichtung des pouvoir constituant 
des deutschen Volkes als Gesamtheit eingetreten. Aber 
gesamtdeutsche Staatsorgane, die aus der deutschen 
Staatshoheit ihre staatshoheitlichen Befugnisse her­
leiteten, bestanden seit der Anfang Mai 1945 vollende­
ten debellatio nicht mehr. Die vier Besatzungsmächte, 
die durch den Kontrollrat seit der Erklärung vom 
5. Juni 1945 die oberste Regierungsgewalt ausübten, 
leiteten ihre staatshoheitlichen Befugnisse auf deut­
schem Gebiete aus der debellatio und den unterein­
ander schon in Jalta und Teheran getroffenen Verein­
barungen ab, die durch das Abkommen von Potsdam

s) ebenso Steiniger in NJ 194? S. 148; vgl. auch seine Rede 
auf der 4. Sitzung des Verfassungsausschusses des Deutschen 
Volksrats am 25. Mai 1948. %

<) vgl. hierzu Steiniger in NJ 1947 S, 148, 205, 206.

noch vertieft worden sind. Danach übten sie die oberste 
Regierungsgewalt in Deutschland in allen gesamt­
deutschen Fragen aus.

Eine solche Herrschaftsform hat die ältere Völker­
rechtslehre mit dem Begriff „condominium“ bezeichnet. 
Eine neuere Richtung will hier unterscheiden zwischen 
condominium und coimperium. Das erstere soll danach 
vorliegen, wenn Gemeinschaftsherrschaft über eigenes 
Gebiet der Kondominalmächte vorliegt, das letztere, 
wenn es sich um Gemeinschaftsherrschaft auf fremdem 
Staatsgebiet handelt. Folgt man dieser Sprachweise, 
dann könnte man die durch die Erklärung vom 5. Juni 
1945 übernommene oberste Regierungsgewalt als Koim­
perium5) bezeichnen, wobei für die Rechtsbeziehungen 
der vier Koimperialmächte untereinander, insbesondere 
hinsichtlich der Art und Weise der Ausübung dieser 
Regierungsgewalt, selbstverständlich die zwischen 
ihnen hierüber getroffenen Vereinbarungen gelten. 
Gerade die Verletzungen dieser Vereinbarungen durch 
die Westmächte geben der Sowjetunion das Recht, 
diejenigen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, 
um die durch diese Vertragsverletzungen verursachten 
Schäden zu beseitigen und weiteren Schädigungen vor­
zubeugen. Dies gilt insbesondere für diejenigen Ab­
machungen, die sich auf die W i e d e r  errichtung ge­
samtdeutscher Staatsorgane beziehen. In dieser Hin­
sicht war vereinbart worden, daß solche bis auf weite­
res nicht gebildet werden sollten mit Ausnahme von 
Staatssekretariaten für gewisse Fragen.«) Damit war 
die Verpflichtung begründet, nach Erledigung der mit 
dem Kriege verfolgten Ziele, insbesondere der Aus­
rottung des deutschen Faschismus, die Wiedererrich­
tung eines antifaschistischen und demokratischen deut­
schen Staatswesens durch Schaffung gesamtdeutscher 
Staatsorgane zu ermöglichen.

Die Frage, ob die heutigen Gebietskörperschaften des 
öffentlichen Rechts für die von den faschistischen 
Machthabern eingegangenen Verbindlichkeiten der 
gleichnamigen früheren Gebietskörperschaften haften, 
war für die Praxis unserer Gerichte von außerordent­
licher Bedeutung. Diese können dem OLG Schwerin 
nur dankbar für seine wegweisende Entscheidung sein, 
zumal die Theorie, deren Aufgabe die Lösung der­
artiger aktueller Rechtsfragen von grundsätzlicher Be­
deutung sein sollte, darin bisher sich versagt hatte. 
Die Theorie könnte aber eine wesentliche Unterstützung 
der Praxis gewähren, wenn sie solche gegenwarts­
nahen, d. h. in der gerichtlichen Praxis in zahlreichen 
Fällen zur Entscheidung stehenden Fragen, behandeln 
würde. Sollte der Artikel ein Beweis dafür sein, daß 
sich hierin ein Wandel anbahnt, so wäre er jedenfalls 
insoweit zu begrüßen.

Wenn er allerdings meint, das OLG Schwerin 
hätte völkerrechtliche Untersuchungen überhaupt 
nicht anzustellen brauchen, da der Kreis Rostock 
keine zwischenstaatlichen Beziehungen hatte, zur 
Urteilsfindung hätte der Nachweis genügt, daß das 
Land Mecklenburg staatsrechtlich weder mit dem 
früheren Mecklenburg identisch noch sein Rechtsnach­
folger ist, so bleibt zum Schluß die Frage übrig, wie die 
drei Autoren sich diesen Nachweis vorstellen, ohne daß 
die Rechtsverhältnisse der deutschen Gebietskörper­
schaften allgemein erörtert werden. Und diese allge­
meine Erörterung kann an der Tatsache nicht Vorbei­
gehen, daß alle Gebietskörperschaften in Deutschland 
ihre Rechtsfähigkeit nach Art und Umfang mittelbar 
oder unmittelbar aus der Staatshoheit des Deutschen 
Reiches abgeleitet haben und daß dessen Untergang 
notwendigerweise Rückwirkungen auf diese Rechts­
fähigkeit haben mußte.

Oberlandesgerichtspräsident Dr. L ö w e n t h a l ,  
Potsdam

5) Dem steht auch nicht die Tatsache entgegen, daß dieser 
Zustand nicht als! ein dauernder gedacht war. Auch bei den 
„Mandaten“, die seinerzeit die Satzung des Völkerbundes 
vorgesehen hatte, war die vorübergehende Ausübung der ober­
sten Regierungsgewalt durch eine auswärtige Macht bis zur 
Erreichung gewisser Zwecke vorgesehen. Ähnlich das Institut 
der trusteeship, das in der Satzung der Vereinten Nationen 
vorgesehen ist.

6) Mitteilungen über die Dreimächtekonferenz von Berlin im 
Amtsblatt dea Kontrollrats, Ergänzungsblatt Nr. Ill A 9 IV.

399


